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Bericht und Antrag 

des innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
über Umweltstatistiken 
— Drucksache 7/988 — 

A. Problem 

Mit diesem Gesetz soll nach dem von der Bundesregierung be- 
schlossenen Umweltprogramm die Rechtsgrundlage für regel- 
mäßige statistische Erhebungen ökologischer, wirtschaftlicher 
und finanzieller Daten einzelner Umweltbelastungen und ihrer 
Folgen geschaffen werden. Außerdem sollen die bereits durch- 
geführten statistischen Erhebungen mit umweltrelevanten Daten 
vervollkommnet werden. 


B. Lösung 

Umweltplanungsorientierte statistische Unterlagen werden in 
einem ersten Schritt auf zweierlei Weise bereitgestellt; 

— zum einen werden neue Statistiken der Abfallbeseitigung, 
der Wasserversorgung und der Abwasserbeseitigung bei 
Wärmekraftwerken für die öffentliche Versorgung, der 
Abfall- und Abwasserbeseitigung in der Viehhaltung, der 
Unfälle bei Lagerung und Transport wassergefährdender 
Stoffe und der Investitionen für Umweltschutz im produzie- 
renden Gewerbe und in der Viehhaltung angeordnet, 

— zum anderen werden Statistiken der öffentlichen Wasser- 
versorgung und der öffentlichen Abwasserbeseitigung so- 
wie der Wasserversorgung und der Abwasserbeseitigung 
in der Wirtschaft erweitert und auf eine neue Rechtsgrund- 
lage gestellt. 

Die statistische Erfassung anderer Umweltbelastungen, insbe- 
sondere in anderen Umweltschutzbereichen wie Luft und Lärm, 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon (0 22 21) 36 35 51 



Drucksache 7/1808 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperi ode 


wird weitgehend vom Abschluß weiterer gesetzlichen Maßnah 
men abhängen. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kasten 

Die Kosten der Durchführung des Gesetzes betragen voraus- 
sichtlich 

a) beim Bund 1974 2,3 Millionen DM, 1975 2,6 Millionen DM 
und ab 1976 2,8 Millionen DM jährlich; 

b) bei den Ländern 1974 0,6 Millionen DM und ab 1975 zwi- 
schen 3,1 Millionen DM und 4,4 Millionen DM entsprechend 
dem wechselnden Umfang der Erhebungen. 

Auf Einzelpreise und das Preisniveau sind keine Auswirkungen 
zu erwarten. 
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A. Bericht der Abgeordneten Dr. Gruhl 


1. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf wurde mit Datum vom 6. Sep- 
tember 1973 beim Deutschen Bundestag eingebracht 
und von diesem in der 51. Sitzung vom 21. Septem- 
1973 ohne Aussprache an den Innen aus schuß feder- 
führend, dem Ausschuß für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten und dem Ausschuß für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau mitberatend so- 
wie dem Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO über- 
wiesen. 

Der Innenausschuß hat seine Beratungen in der 
Sitzung am 21. Februar 1974 abgeschlossen. Der mit- 
beratende Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und der mitberatende Ausschuß für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau haben ge- 
gen den Gesetzentwurf keine Bedenken ei^hohen. 
Der Haushaltsausschuß wird seinen Bericht nach 
§ 96 GO gesondert vorlegen. 

Zweck des Gesetzentwurfs ist die Anordnung 
neuer und erweiterter umweltstatistischer Er'hebun- 
gen, die bessere Datenunterlagen für die nach dem 
Umweltprogramm der Bundesregierung vorgesehe- 
nen Planungen und Maßnahmen bereitstellen sol- 
len. 

Bei den neuen Statistiken handelt es sich um Sta- 
tistiken der Abfallbeseitigung, der Wasserversor- 
gung und der Abwasserbeseitigung bei Wärme- 
kraftwerken für die öffentliche Versorgung, der 
Abfall- und Abwasserbeseitigung in der Viehhal- 
tung, der Unfälle bei Lagerung und Transport was- 
sergefährdender Stoffe sowie der Investitionen für 
Umweltschutz im produzierenden Gewerbe und in 
der Viehhaltung. Ergänzt und auf eine neue Rechts- 
grundlage gestellt werden Statistiken der öffent- 
lichen Wasserversorgung und der öffentlichen Ab- 
wasserbeseitigung sowie der Wasserversorgung 
und der Abwasserbeseitigung in der Wirtschaft. 
Hierbei wird wie bei der Statistik der nichtöffent- 
lichen Abfallbeseitigung über den in der Industrie- 
statistik erfaßten Berichtskreis hinausgegangen. 

Statistiken über Emissionen und Immissionen in 
der Luft durch Lärm aufgrund der Vorschriften des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes im Umweltstati- 
stikgesetz anzuordnen, erscheint einmal nicht 
zweckmäßig, da die Entwicklung einheitlicher Meß- 
verfahren noch nicht abgeschlossen ist und zum 
anderen auch nicht notwendig, weil die Auswer- 
tung von Meßergebnissen aufgrund des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes im Wege von Geschäfts- 
statistiken, d. h. unter Verwendung der anfallenden 
Verwaltungsunterlagen, erfolgen kann. 

Das erste Erheibungsjahr wird generell von dem 
Jähr 1974 auf das Jahr 1975 verlegt, da die Aus- 
kunft spflichtigen bereits ab Jahresanfang statistische 
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Anschreibungen vornehmen müssen. Diese An- 
schreibungen können in vielen Fällen nicht mehr 
rückwirkend vorgenommen werden. Damit trotz der 
Verlegung des ersten Erhebungsjahres auf 1975 
frühzeitig erste Ergebnisse vorliegen können, sollen 
ausgewählte Bestandsdaten, z. B. die Zahl der vor- 
handenen Deponien, die Feststellung der Zahl der 
nach § 12 auskunftspflichtigen Inhaber oder Leiter 
von Betrieben mit Viehhaltung, bereits zum Jahres- 
anfang 1975 ermittelt werden. 

Einem Vorschlag der Interparlamentarischen 
Arbeitsgemeinschaft, in § 5 Abs. 1 auch zu bestim- 
men, 'daß die Einnahmen getrennt nach Gebühren, 
Zuschüssen aus öffentlichen Mitteln und in An- 
spruch genommenen Krediten, die Ausgaben ge- 
trennt nach Betriebs- und Investitionskosten zu er- 
fassen sind, folgte der Ausschuß nicht. Er ist der 
Auffassung, daß diesem Anliegen durch die Gestal- 
tung der Fragebogen Rechnung getragen werden 
kann; die Ei^hebung dieser Angaben ist nach § 5 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe g rechtlich zulässig. 

Hingegen hält der Ausschuß die Ergänzung der 
Statistik der Investitionen für Umweltschutz im pro- 
duzierenden Gewerbe und in der Viehhaltung um 
die Gebühren und Beiträge, die für den Bau und 
Betrieb von Umweltschutz anlagen Dritter zu zahlen 
sind, für notwendig und möglich, zumal entspre- 
chende Unterlagen relativ einfach aus dem Rech- 
nungswesen zu entnehmen sein dürften (§§ 11, 12). 

Der Ausschuß hält es für notwendig, die nach 
§ 14 gegebenen Weiterleitungsmöglichkeiten von 
Einzelangaben einzuschränken; es ist gewährleistet, 
daß nur die für die Planung auf dem Gebiet des Um- 
weltschutzes zuständigen oberen Bundes- und Lan- 
desböhörden die benötigten Einzel angaben erhalten 
können. 

Der Ausschuß ist sich bewußt, daß mit den vor- 
gesehenen Statistiken erst der unbedingt notwen- 
dige Anfang gemacht worden ist. Das Gesetz wird 
daher künftiger Ergänzung bedürfen. 

Soweit der Ausschuß den Gesetzentwurf unver- 
ändert gebilligt hat, wird auf seine Begründung 
(Drucksache 7/988) verwiesen. 

11. Zu den einzelnen Vorschriften 

§ 1 

Die Vorschrift wurde unverändert gebilligt. 

§ 2 

Im Interesse der Rechtsklarheit wird in Absatz 5 
Nr. 1 wegen der genehmigungsbedürftigen Anla- 
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gen auf das Bundes-Immissionsschutzgesetz Bezug 
genommen. 

§3 

Da statistische Anschreibungen in vielen Fällen 
nicht mehr rückwirkend vorgenommen werden kön- 
nen, wird in Absatz 1 Nr. 1 das erste Erthebungsjahr 
auf das Jahr 1975 verlegt. 

Das Ersterthebungsjahr 1976 in Absatz 1 Nr. 2 
wird auf 1975 verlegt, da Angaben über die Planung 
von Abfallbeseitigungsanlagen schon in diesem Jahr 
statistisch erfaßbar sein dürften. 

Entsprechend dem Vorschlag des Bundesrates 
wurde die Vorschrift Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe a 
gestrichen. 

§ 4 

Auf die Begründung zu § 3 Abs. 1 Nr. 1 wird Be- 
zug genommen. 

§ 5 

Zu der Änderung in Absatz 1 wird auf die Begrün- 
dung zu § 3 Abs. 1 Nr. 1 verwiesen. 

Die Änderung des Absatzes 1 Nr. 2 Buchstabe d 
dient der Klarstellung, da ein getrennter Nachweis 
von Einwohnergleich werten für das gewerbliche 
Abwasser und das Abwasser landwirtschaftlicher 
Betriebe nicht beabsichtigt ist. 

Die Ersetzung der Jahreszahl 1976 durch die Jah- 
reszahl 1977 in Absatz 3 dient der Anpassung an 
die allgemeine Verschiebung der Erhebungsjahre. 

§§ 6 bis 10 

Auf die Begründung zu § 3 Abs. 1 Nr. 1 wird Be- 
zug genommen. 


§ H 

Hinsichtlich der Änderung der Jahreszahl wird 
auf die Begründung zu § 3 Abs. 1 Nr. 1 Bezug ge- 
nommen. 

Die Streichung der Worte „ausschließlich oder 
überwiegend" dient der statistischen Klarheit. Es 
ist insbesondere die Erfassung auch von solchen 
Investitionen möglich, bei 'denen der Anteil, der auf 
Umweltschutzinvestitionen entfällt, geringer als 
50 V. H. der Gesamtinvestitionen ist. 

Da eine zusätzliche Erfassung von Gebühren und 
Beiträgen der Industrie zur Ergänzung der Investi- 
tionserhebungen notwendig und möglich ist, wurde 
in Absatz 1 eine entsprechende Einfügung vorge- 
nommen. 


§ 12 

Zu den Änderungen in Absatz 1 hinsichtlich der 
Jahreszahl wird auf die Begründung zu § 3 Abs. 1 
Nr. 1 und hinsichtlich der weiteren Änderungen auf 
die Begründungen zu § 1 1 Bezug genommen. 

§ 13 

Die Vorschrift wurde in der Fassung des Regie- 
rungsentwurfs gebilligt. 

§ 14 

Durch die Änderung des Absatzes 1 soll die Wei- 
terleitungsmöglichkeit von Einzelangaben einge- 
schränkt werden. 

§§ 15 bis 17 

Die Vorschriften wurden in der Fassung des 
Regierungsentwurfs gebilligt. 


Bonn, den 13. März 1974 


Dr. Gruhl Konrad 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 7/988 — in der sich aus der anliegenden 
Zusammenstellung ergebenden Fassung anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Eingaben und Petitionen für erledigt 
zu erklären. 


Bonn, den 13. März 1974 


Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) Dr. Gnihl Konrad 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über Umweltstatistiken 
— Drucksache 7/988 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses (4. Ausschuß) 

Entwurf Beschlüssedes 4. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes Entwurf eines Gesetzes 

über Umweltstatistiken über Umweltstatistiken 


Der Bundesrat hat das folgende Gesetze beschlos- 
sen: 


ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Zweck des Gesetzes 

Für Zwecke der Umweltplanung werden Bundes- 
statistiken durchgeführt. Sie erstrecken sich auf Da- 
ten über Umweltbelastungen und Umweltschutzmaß- 
nahmen. 

§ 2 

Erhebungen 

(1) Die Erhebungen umfassen Statistiken 

1. der öffentlichen Abfallbeseitigung (§ 3), 

2. der Abfallbeseitigung im produzierenden Ge- 
werbe, Handel, Verkehr und bei bestimmten 
Anstalten und Einrichtungen (§ 4), 

3. der öffentlichen Wasserversorgung und der 
öffentlichen Abwasserbeseitigung (§ 5), 

4. der Wasserversorgung und der Abwasserbesei- 
tigung in der Wirtschaft (§ 6), 

5. der Wasserversorgung und der Abwasserbesei- 
tigung bei Wärmekraftwerken für die öffent- 
liche Versorgung (§7), 

6. der Abfallbeseitigung und der Abwasserbesei- 
tigung in der Viehhaltung (§ 8), 

7. der Unfälle bei der Lagerung wassergefährden- 
der Stoffe (§9), 

8. der Unfälle beim Transport wassergefährdender 
Stoffe (§10), 

9. der Investitionen für Umweltschutz im produ- 
zierenden Gewerbe (§ 11), 

10. der Investitionen für Umweltschutz in der Vieh- 
haltung (§ 12). 


Der Bundesrat hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

unverändert 


§ 2 

Erhebungen 

(1) unverändert 
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(2) Das produzierende Gewerbe im Sinne des Ab- 
satzes 1 Nr. 2 und 9 umfaßt die Wirtschaftsbereiche 
Energiewirtschaft und Wasserversorgung, Bergbau, 
Verarbeitendes Gewerbe, Baugewerbe. 

(3) Die bestimmten Anstalten und Einrichtungen 
im Sinne des Absatzes 1 Nr. 2 umfassen Kranken- 
häuser, Schladithöfe und Tierkörperbeseitigungs- 
anstalten. 

(4) Die Wirtschaft im Sinne des Absatzes 1 Nr. 4 
umfaßt außer dem produzierenden Gewerbe die Be- 
reiche Handel, Verkehr, Kreditinstitute und Ver- 
sicherungsgewerbe sowie Dienstleistungen, soweit 
von Unternehmen und Freien Berufen erbracht. 

(5) 1. Die Viehhaltung im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 6 und 10 umfaßt die in § 1 Nr. 47 der Verord- 
nung über genehmigungsbedürftige Anlagen nach 
§16 der Gewerbeordunng in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 7. Juli 1971 (Bundesgesetzbl I 
S. 888) auf geführten Mindestbestandsgrößen an 
Legehennen, Mastgeflügel und Schweinen. 

2. Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 

a) für die statistische Erfassung andere Mindestbe- 
standsgrößen als die in Nummer 1 genannnten 
festzusetzen; 

b) andere Tierarten als die in Nummer 1 genannten 
in die Erhebungen einzubeziehen, 

wenn dies für die Gewinnung zuverlässiger Ergeb- 
nisse notwendig ist. 

(6) Zur Vorbereitung der Erhebungen können 
Probeerhebungen durchgeführt werden. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Einzelvorschriften 

§ 3 

Statistik der öffentlichen Abfallbeseitigung 

(1) Die Statistik erfaßt 

1. alle zwei Jahre, erstmals für 1974, 

a) Zahl der von der öffentlichen Abfallbeseiti- 
gung erfaßten Einwohner, 

b) Angaben über das erfaßte Gebiet, 

c) Einsammeln und Befördern der Abfälle, 

d) Art und Menge der Abfälle, 

e) Art und Ort der Abfallbeseitigungsanlagen, 

2. alle vier Jahre, erstmals für 1976, 

a) Einnahmen und Ausgaben bei der Abfall- 
beseitigung, 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) 1. Die Viehaltung im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 6 und 10 beginnt mit Mindestbestandsgrößen 
an Legehennen, Mastgeflügel und Schweinen in An- 
lagen, die einer Genehmigung nach § 4 in Verbin- 
dung mit § 10 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
bedürfen. 

2. unverändert 


(6) unverändert 

ZWEITER ABSCHNITT 
Einzelvorschriften 

§ 3 

Statistik der öffentlichen Abfallbeseitigung 

(1) Die Statistik erfaßt 

1. alle zwei Jahre, erstmal für 1975, 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 

e) unverändert 

2, alle vier Jahre, erstmals für 1975, 

Buchstabe a entfällt 
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b) Angaben für die Plannung vonn Abfallbesei- 
tigungsanlagen. 

(2) Auskunftspfliditig sind die nach § 3 des Abfall- 
beseitigungsgesetzes vom 7. Juni 1972 (Bundesge- 
setzbL I S. 873) zur Beseitigung Verpflichteten und 
Dritte, deren sich diese bedienen. 


§ 4 

Statistik der Abfallbeseitigung im produzierenden 

Gewerbe, Handel, Verkehr und bei bestimmten 
Anstalten und Einrichtungen 

(1) Die Statistik erfaßt alle zwei Jahre, erstmals 
für 1974, bei höchstens 100 000 Betrieben des produ- 
zierenden Gewerbes, des Handels, des Verkehrs und 
bei bestimmten Anstalten und Einrichtungen Art, 
Menge und Beseitigung von Abfällen. 

(2) Auskunftspflichtig sind die Inhaber oder Leiter 
der Unternehmen, zu denen die in Absatz 1 genann- 
ten Betriebe gehören, und Dritte, deren sich diese 
bedienen, ferner die Träger der in § 2 Abs. 3 ge- 
nannten Anstalten und Einrichtungen. 

(3) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates den Kreis der Auskunftspflichtigen ein- 
zuschränken und die Erhebung auf bestimmte Wirt- 
schaftsbereiche zu beschränken, soweit dies für die 
Erziehung zuverlässiger Ergebnisse ausreicht. 

§ 5 

Statistik der öffentlichen Wasserversorgung 
und der öffentlichen Abwasserbeseitigung 

(1) Die Statistik erfaßt alle vier Jahre, erstmals für 
1974, 

1. in der öffentlichen Wasserversorgung 

a) Gewinnung, Bezug und Beschaffenheit von 
Grundwasser, Quellwasser und Oberflächen- 
wasser, getrennt nach Gewinnungsanlagen, 

b) Abgabe von Wasser nach Menge und Be- 
schaffenheit, 

c) Zahl der versorgten Einwohner, 

2. in der öffentlichen Abwasseiibeseitigung 

a) Menge des Abwassers, 

b) Herkunft des Abwassers, 

c) Art und Wirkungsgrad der Abwasseitbeband- 
lung, 

d) die an öffentliche Kanalisation und Kläranla- 
gen angeschlossenen und nicht angeschlosse- 
nen Einwohner, Einwohner-Gleichwerte des 
an öffentliche Kanalisation und Kläranlagen 
angeschlossenen gewerblichen Abwassers so- 
wie Einwohner-Gleichwerte des Abwassers 
landwirtschaftlicher Betriebe, soweit es nicht 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
b) unverändert 

(i2) unverändert 


§ 4 

Statistik der Abfallbeseitigung im produzierenden 
Gewerbe, Handel, Verkehr und bei bestimmten 
Anstalten und Einrichtungen 

(1) Die Statistik erfaßt alle zwei Jahre, erstmals 
für 1975 , bei höchstens 100 000 Betrieben des produ- 
zierenden Gewerbes, des Handels, des Verkehrs und 
bei bestimmten Anstalten und Einrichtungen Art, 
Menge und Beseitigung von Abfällen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 5 

Statistik der öffentlichen Wasserversorgung 
und der öffentlichen Abwasserbeseitigung 

(1) Die Statistik erfaßt alle vier Jahre, erstmals für 

1975 , 

1. unverändert 


2. in der öffentlichen Abwasserbeseitigung 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) unverändert 

d) die an öffentliche Kanalisation und Kläranla- 
gen angeschlossenen und nicht angeschlosse- 
nen Einwohner, Einwohner-Gleichwerte des 
an öffentliche Kanalisation und Kläranlagen 
angeschlossenen gewerblichen Abwassers 
einschließlidi Einwohner-Gleichwerte des Ab- 
wassers landwirtschaftlicher Betriebe, soweit 
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durch landwirtschaftliche Verwertung besei- 
tigt Wird, 

e) Sammlung und Ableitung des Abwassers, 

f) Menge, Behandlung, Verwendung und Besei- 
tigung des Klärschlamms, 

g) Einnahmen aus und Ausgaben für Ableitung 
und Behandlung des Abwassers. 

(2) Auskunftspflichtig sind Anstalten und Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts, Inhaber oder Leiter 
von Unternehmen und andere Einrichtungen, die 
Anlagen der öffentlichen Wasserversorgung und der 
öffentlichen Abwasserbeseitigung betreiben. Besitzt 
ein Auskunftspflichtiger an getrennten Orten Be- 
triebe mit selbständigen Wasserversorgungs- und 
Entwässerungsgebieten, so ist für die einzelnen Be- 
triebe jeweils gesondert zu berichten. Die Auskünfte 
sind gesondert für die einzelnen Gemeinden zu er- 
teilen. 

(3) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechts Verordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates bei Bedarf alle vier Jahre, erstmals für 
1976 , Erhebungen über ausgewählte Merkmale bei 
ausgewählten Auskunftspflichtigen nach Absatz 1 
anzuordnen. 


§ 6 

Statistik der Wasserversorgung und der 
Abwasserbeseitigung in der Wirtschaft 

(1) Die Statistik erfaßt bei höchstens 150 000 Be- 
trieben alle zwei Jahre, erstmals für 1974 , 

1. Gewinnung, Bezug, Abgabe, Gebrauch und Ver- 
brauch von Wasser, 

2. Kreislaufwasser und Mehrfachnutzung, 

3. Menge und Einwohner-Gleichwerte des Abwas- 
sers, 

4. Wärmemenge des unmittelbar in die Gewässer 
eingeleiteten Abwassers, 

5. Art und Wirkungsgrad der Abwasserbehandlung, 

6. Sammlung und Ableitung des Abwassers, 

7. Menge, Behandlung, Verwendung und Beseiti- 
gung des Klärschlamms. 

(2) Die Merkmale werden erhoben bei allen Be- 
trieben von Unternehmen der Wirtschaft bei einem 
Bezug oder einer Gewinnung von Wasser ab insge- 
samt 10 000 m^ je Jahr, darüber hinaus im pro'duzie- 
renden Gewerbe ohne Baugewerbe auch bei Betrie- 
ben mit einem Bezug oder einer Gewinnung von 
Wasser von weniger als insgesamt 10 000 m^ je Jahr. 
Hiervon sind die bereits nach §§ 5 und 7 Auskunfts- 
pflichtigen ausgenommen. Die Erhöhung kann auf 
Betriebe mit einem geringeren Bezug oder einer ge- 
ringeren Gewinnung von Wasser als insgesamt 
10 000 m^ je Jahr ausgedehnt werden, wenn dies für 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

es nicht durch landwirtschaftliche Verwertung 
beseitigt wird, 

e) unverändert 

f) unverändert 

g) unverändert 
(2) unverändert 


(3) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates bei Bedarf alle vier Jahre, erstmals für 
1977r Erhebungen über ausgewählte Merkmale bei 
ausgewählten Auskunftspflichtigen nach Absatz 1 
anzuordnen. 


§ 6 

Statistik der Wasserversorgung und der 
Abwasserbeseitigung in der Wirtschaft 

(1) Die Statistik erfaßt bei höchstens 150 000 Be- 
trieben alle zwei Jahre, erstmals für 1975, 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

7. unverändert 

(2) unverändert 
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die Gewinnung zuverlässiger Ergebnisse notwendig 
ist. 

(3) Auskunftspflichtig sind die Inhaber oder Leiter 
der Unternehmen. 

§ 7 

Statistik der Wasserversorgung und der 
Abwasserbeseitigung bei Wärmekraftwerken 
für die öffentliche Versorgung 

(1) Die Statistik erfaßt alle zwei Jahre, erstmals 
für 1974, 

1. Gewinnung und Bezug des Wassers, 

2. Kreislaufwasser und Mehrfachnutzung, 

3. Menge, Rückkühlung, Behandlung und Beseiti- 
gung des Abwassers, getrennt nach Kühlwasser 
und sonstigem Abwasser, 

4. Wärmemenge des unmittelbar in die Gewässer 
eingeleiteten Abwassers. 

(2) Auskunftspflichtig sind die Inhaber oder Lei- 
ter von Unternehmen, die Wärmekraftwerke für die 
öffentliche Versorgung betreiben. Besitzt ein Aus- 
kunftspflichtiger an getrennten Orten Wärmekraft- 
werke, so ist für die einzelnen Werke jeweils ge- 
sondert zu berichten. 

§ 8 

Statistik der Abfallbeseitigung und 
Abwasserbeseitigung in der Viehhaltung 

(1) Die Statistik erfaßt alle zwei Jahre, erstmals 
für 1974, 

1. Art, Menge und Beseitigung von Abfällen, 

2. Sammlung und Beseitigung des Abwassers. 

(2) Auskunftspflichtig sind die Inhaber oder Lei- 
ter von Betrieben mit Viehhaltung. 

§ 9 

Statistik der Unfälle bei der Lagerung 
wassergefährdender Stoffe 

(1) Die Statistik erfaßt jährlich, erstmals für 1974, 
folgende Angaben im Zusammenhang mit Unfällen 
bei der Lagerung wassergefährdender Stoffe 

1. Art des Lagerbehälters, 

2. Art und Menge des wassergefährdenden Stoffes, 

3. Art, Ort und Zeit des Unfalls, 

4. Ursache des Unfalls, 

5. Unfallfolgen. 

(2) Auskunftspflichtig sind die nach Landesrecht 
zuständigen Dienststellen. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 


(3) unverändert 

§ 7 

Statistik der Wasserversorgung und der 
Abwasserbeseitigung bei Wärmekraftwerken 
für die öffentliche Versorgung 

(1) Die Statistik erfaßt alle zwei Jahre, erstmals 
für 1975, 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

(2) unverändert 


§ 8 

Statistik der Abfallbeseitigung und 
Abwasserbeseitigung in der Viehhaltung 

(1) Die Statistik erfaßt alle zwei Jahre, erstmals 
für 1975, 

1. unverändert 

2. unverändert 

(2) unverändert 

§ 9 

Statistik der Unfälle bei der Lagerung 
wassergefährdender Stoffe 

(1) Die Statistik erfaßt jährlich, erstmals für 1975, 
folgende Angaben im Zusammenhang mit Unfällen 
bei der Lagerung wassergefährdender Stoffe 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

(2) unverändert 
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§ 10 

Statistik der Unfälle beim Transport 
wassergefährdender Stoffe 

(1) Die Statistik erfaßt jährlich, erstmals für 1974, 
folgende Angaben im Zusammenhang mit Unfällen 
beim Transport wassergefährdender Stoffe 

1. Beförderungsmittel, 

2. Art und Menge des wassergefährdenden Stoffes, 

3. Art, Ort und Zeit des Unfalls, 

4. Ursache des Unfalls, 

5. Unfallfolgen. 

(2) Auskunftspflichtig sind die nach Landesrecht 
zuständigen Dienststellen. 

§ 11 

Statistik der Investitionen für Umweltschutz 
im produzierenden Gewerbe 

(1) Die Statistik erfaßt bei höchstens 100 000 Be- 
trieben jährlich, erstmals für 1974, Zugänge an Sach- 
anlagen, die ausschließlich oder überwiegend dem 
Schutz der Umwelt dienen, und zwar jeweils für 


1. Abfallbeseitigung, 

2. Gewässerschutz, 

3. Lärmbekämpfung, 

4. Luftreinhaltung. 

(2) Auskunftspflichtig sind die Inhaber oder Lei- 
ter von Unternehmen des produzierenden Gewerbes. 
Die Auskünfte nach Absatz 1 sind für Unternehmen 
und Betriebe oder in der Energiewirtschaft für die 
einzelnen Betriebsteile der Unternehmen zu ertei- 
len. 

(3) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates den Kreis der Auskunftspflichtigen 
einzuschränken, soweit dies für die Erzielung zuver- 
lässiger Ergebnisse ausreicht. 

§ 12 

Statistik der Investitionen für Umweltschutz 
in der Viehhaltung 

(1) Die Statistik erfaßt jährlich, erstmals für 1974, 
Zugänge an Sachanlagen, die ausschließlich oder 
überwiegend dem Schutz der Umwelt dienen, und 
zwar jeweils für 

1. Abfallbeseitigung, 

2. Gewässerschutz, 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 
§ 10 

Statistik der Unfälle beim Transport 
wassergefährdender Stoffö 

(1) Die Statistik erfaßt jährlich, erstmals für 1975, 
folgende Angaben im Zusammenhang mit Unfällen 
beim Transport wassergefährdender Stoffe 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

(2) unverändert 


§ 11 

Statistik der Investitionen für Umweltschutz 
im produzierenden Gewerbe 

(1) Die Statistik erfaßt bei höchstens 100 000 Be- 
trieben jährlich, erstmals für 1975, Zugänge an Sach- 
anlagen, die dem Schutz der Umwelt dienen, sowie 
die Gebühren und Beiträge, die für den Bau und 
Betrieb von Umweltschutz anlagen zu zahlen sind, 
und zwar jeweils für 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 12 

Statistik der Investitionen für Umweltschutz 
in der Viehhaltung 

(1) Die Statistik erfaßt jährlich, erstmals für 1975, 
Zugänge an Sachanlagen, die dem Schutz der Um- 
welt dienen, sowie die Gebühren und Beiträge, die 
für den Bau und Betrieb von Umweltschutzanlagen 
zu zahlen sind, und zwar jeweils für 

1. unverändert 

2. unverändert 
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3. Lärmbekämpfung, 

4. Luftreinhaltung. 

(2) Auskunftspflichtig sind die Inhaber oder Lei- 
ter von Betrieben mit Viehhaltung. 


DRITTER ABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften 

§ 13 

Angaben zur Kennzeichnung der Befragten 

Außer den in §§ 3 bis 12 bezeichneten Merkmalen 
werden Angaben zur Kennzeichnung der Befragten 
erhoben, die zur Prüfung der Auskunftspflicht und 
der statistischen Zuordnung erforderlich sind. 

§ 14 

Geheimhaltung 

(1) Die Weiterleitung von Einzelangaben nach 
§ 12 Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für Bun- 
deszwecke durch die erhebenden Behörden an die 
für Umweltschutz und fachlich zuständigen obersten 
Bundes- und Landesbehörden oder die von ihnen 
bestimmten Stellen ohne Nennung des Namens des 
Auskunftspflichtigen ist zugelassen. 

(2) § 13 in Verbindung mit § 12 des Gesetzes über 
die Statistik für Bundeszwecke gilt auch für Perso- 
nen, die bei Stellen beschäftigt sind, denen Einzel- 
angaben zugeleitet werden. 

§ 15 

Einstellung von Statistiken, Änderung 
der Periodizität 

Der Bundesminister des Innern wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates anzuordnen, 

1. die Durchführung von Umweltstatistiken, deren 
Ergebnisse nicht mehr benötigt werden, einzu- 
stellen, 

2. zum Zwecke der Arbeitsersparnis oder zur Ver- 
besserung des Erkenntniswertes der Statistiken 
von dem in diesem Gesetz vorgesehenen Turnus 
der Umweltstatistiken abzuweichen. Dabei dürfen 
die Periodizität weder verkürzt noch vorverlegt 
und 'die Zahl der Erhöhungen auf die Dauer nicht 
erhöht werden. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

3. unverändert 

4. unverändert 

(2) unverändert 


DRITTER ABSCHNITT 

Gemeinsame Vorschriften 

§ 13 

unverändert 


§ 14 

Geheimhaltung 

(1) Die Weiterleitung von Einzelangaben nach 
§ 12 Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für Bun- 
deszweck durch die erhebenden Behörden an die 
für Umweltschutz und fachlich zuständigen obersten 
Bundes- und Landesbehörden und an die für Um- 
weltfragen zuständigen oberen Bundes- und Landes- 
behörden ohne Nennung des Namens des Auskunfts- 
pflichtigen ist zugelassen. 

(2) unverändert 


§ 15 

unverändert 
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VIERTER ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 

§ 16 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die aufgrund dieses Gesetzes erlassen wer- 
den, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 


Beschlüsse des 4. Ausschusses 

VIERTER ABSCHNITT 
Schluß Vorschriften 

§ 16 

unverändert 


§ 17 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
digung in Kraft. 


§ 17 

unverändert 
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